
weltpolitischen Lage zuzunehmen:
Viele befürchten, dass die Wehr-
pflicht doch schneller aktiviert wer-
den könnte, als politische Beschlü-
sse derzeit vermuten lassen. Dieses
politische Klima wissen einige Ak-
teur:innen bewusst auszunutzen.

Vor einigen Wochen tauchten an
Heidelberger Schulen Flyer auf, die
unter dem Slogan „Mich kriegt ihr
nicht!“ für das Online-Portal
„kriegsdienstblocker.de“ werben.
Dort kann mit Hilfe eines KI-Chat-
bots ein Antrag auf Kriegsdienst-
verweigerung generiert werden,
angeblich mit „individuellem Text“.
Nach dem Multiple Choice-Prinzip
werden zunächst die Beweggründe
für die Entscheidung zu einer
Kriegsdienstverweigerung abgefragt.
Bei dem Recht auf Kriegsdienstver-
weigerung handelt es sich um ein
Grundrecht, das als solches auch im
Grundgesetz verankert ist. Man
kann sich jedoch nur darauf beru-
fen, wenn glaubhafte Gewissens-
gründe vorliegen. Vor diesem
Hintergrund gibt der Chatbot pas-
sende Antwortmöglichkeiten vor. Im
letzten Schritt wird man schließlich
gebeten ein eigenes Statement zu
schreiben. Damit könne man seine
Chancen weiter verbessern. Am En-
de erzeugt der Chatbot einen ferti-

Der romantische ruprecht war das
Gesprächsthema bei euch in den
letzten Wochen? Ihr wurdet von
spannenden Artikeln über einen
rechtsextremen Doktoranden, oder
die Kunst, Wasser auf unterschiedli-
che Arten zu kochen gecatcht? Ihr
habt Lust zu schreiben, zu inter-
viewen, zu fotografieren oder zu il-
lustrieren? Dann probiert euch mal
bei uns aus! Der ruprecht ist eine
Studierendenzeitung – offen für alle
Fachrichtungen. Vorerfahrungen
müsst ihr nicht mitbringen, nur
Freude am Schreiben oder Illustrie-
ren. Am 15.12. ab 16.00 Uhr findet
unser Neulingstreffen im Stura-Kel-
ler, Albert-Ueberle-Straße 3‒5, statt
– die perfekte Gelegenheit um rein-
zuschnuppern. Anschließend feiern
wir gemeinsam unsere Weihnachts-
feier. Unsere Redaktionssitzungen
finden jeden Montag ab 20.15 Uhr
statt. Auch hier seid ihr jederzeit
herzlich willkommen.

Wir freuen uns auf euch!

Die Redaktion des ruprecht

Wir stellen ein!

Nach wochenlangem Hin und Her
fand Mitte November die hitzige
Debatte um die Neuregelung des
Wehrdienstes ein Ende: Ab dem 1.
Januar 2026 tritt das neue Gesetz
in Kraft. Zunächst ist eine ver-
pflichtende Wehrerfassung vorgese-
hen, der Wehrdienst selbst bleibt
weiterhin freiwillig. Konkret bedeu-
tet das für 18-Jährige als männlich
eingetragene Personen, dass sie ab
2027 einen Fragebogen ausfüllen
und an einer verpflichtenden Muste-
rung teilnehmen müssen.

Die Reaktion junger Menschen
ließ nicht lange auf sich warten. In
Heidelberg, wie auch in anderen
Städten, bildeten sich Initiativen,
die zu Schulstreiks gegen die Wehr-

pflicht aufriefen. Mit rund 3000
Anträgen stieg die Zahl der Kriegs-
dienstverweigerer zugleich auf ein
Rekordniveau – absolut betrachtet
zwar noch überschaubar, aber be-
gleitet von deutlich steigenden An-
fragen bei Beratungsstellen. Die
Angst der jungen Bevölkerung
scheint angesichts der angespannten

gen Antrag, der weiter bearbeitet
oder direkt übernommen werden
kann. Eine FAQ-Rubrik ergänzt
praktische Hinweise. Außerdem gibt
die Webseite einem noch den Tipp
mit, dass eine doppelte Staatsange-
hörigkeit bei dem Verfahren helfen
könne. Man bekommt auch gleich
eine Liste an Staaten angezeigt, de-

ren Staatsangehörigkeit besonders
leicht zu erwerben sei – durch ent-
fernte Verwandtschaft oder entspre-
chendes Entgelt. Doch wer steckt
hinter diesem ominösen Online-
dienst?

Verantwortlich ist die sogenann-
te „Freiheitskanzlei". Diese bezeich-
net sich selbst als ein „Zu-
sammenschluss freier Menschen, die
sich der Wiederherstellung von
Wahrheit, Recht und Würde ver-
pflichtet haben“. Für die Freiheits-
kanzlei bedeutet dies unter anderem
Strategien gegen die Masern-Impf-
pflicht und die GEZ-Gebühren zu
erfinden. Erklärter Gegenspieler
scheint dabei vor allem der deutsche
Staat zu sein. Hinter der Freiheits-

kanzlei steht der Unternehmer Mar-
kus Bönig. Schon während der Co-
rona-Pandemie machte er sich als
vehementer Gegner staatlicher Maß-
nahmen wie der Maskenpflicht oder
Impf-Auflagen einen Namen. In ei-
nem Podcast-Interview erklärt Bö-
nig die Gründungsidee hinter
„kriegsdienstblocker.de“: Er warnt
vor einer angeblich hohen Wahr-
scheinlichkeit der Wehrpflicht-Reak-
tivierung und spricht – „auch als
Vater“ – von der Angst, junge Män-
ner könnten „an der Front verpul-
vert“ werden. Anträge auf Kriegs-
dienstverweigerung kämen dann zu
spät.

So hilfreich ein kostenfreies Un-
terstützungsangebot für junge Men-
schen grundsätzlich sein kann –
Bönigs drastische Schilderungen ge-
hen weit über die aktuellen politi-
schen Beschlüsse hinaus und tragen
eher zu der Verunsicherung bei, die
durch die wochenlangen Diskussio-
nen in der Politik erst ausgelöst
wurde. Damit fügt sich sein Narra-
tiv in eine Debattenkultur ein, die
sich häufig über Entwicklungen em-
pört, lange bevor sie politisch über-
haupt beschlossen sind.

Von Maya Pokladnik und

Faustyna Gonka

Die Lichter schwirren, Glocken klingen,

meine Mitbewohnerin fängt an zu singen.

Frost statt Schnee, kalt ist’s sowieso

ach was ist diese Zeit doch froh!

Im Dunkeln zur Uni, unter Sternen zurück,

man spürt es langsam, das Weihnachtsglück.

Romantisch noch klangen im Sommer die Stunden:

backen, frohlocken, Weihnachtsmarkt-Runden!

Doch vergaß man wie immer den Start ins Semester,

er vergisst uns nicht, Karl Ruprecht, mein Bester!

Abgaben, Klausuren und Präsentationen,

nichts um eines Studis Nerven zu schonen.

Draußen wird der Himmel grimmer und grauer,

am Schreibtisch werden die Studis nicht schlauer.

Doch wenn sie in die Bib dann müssen,

lädt die Mistel ein zum Küssen.

Trostloser Regen und ein dreckiger Neckar,

wenigstens der Marstall ist offen und lecker.

Lichterketten-Käufe liefern kurz Dopamin,

und dann gönnt man sich noch ein paar Apfelsin‘.

Doch zwischen Verzweiflung und schillernden Tränen

kann ein:e jede:r in einer Sicherheit sich wähnen:

Nach leiden und lernen ist es an der Zeit,

steht ein Glühwein trinkfertig bereit!

In himmelblauen Tassen – zumindest nicht grau –

Krümel, Kekse, Kastenbrot:
Der große Bäckereiatlas
für deinen Hunger
Auf Seite 9

Heidelberg

wirkt ein Montag schon bald nicht mehr mau.

Wenn auch morgens die Finger gefrieren,ss

bloß noch nicht die Fassung verlieren!

Möglicherweise, ganz eventuell

gewinnt doch die Sonne das Himmelsduell.

Dann zeigt sie sich in aller Pracht,

bis schon bald eine Wolke den Gar ihr ausmacht.

Torkelt man also lieber gleich im Dunkeln,

kann man zu Micheal Bublé schön schunkeln.

Und hadert es auf dem Markt am Budget,

mit voller Thermoskanne ist das gar kein Problem.

Zu guter Letzt beim Silvester-Raclette-Essen

bloß die uneinhaltbaren Vorsätze nicht vergessen!

Holly Jolly
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Von Maja Beckmann

„Mich kriegt ihr nicht!“

steht auf den Flyern vor

Heidelberger Schulen
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Die Organisation wirbt mit

kostenlosen Anträgen auf

Kriegsdienstverweigerung
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Fokus Mental Health:
Unsere Seite zu Medienkonsum,
Winter-Blues und Beratungsstellen
Auf Seite 7

Studentisches Leben

Brosius-Gersdorf:
Verfassungsrichter:innen-Debakel
made in Heidelberg?
Auf Seite 4

Hochschule

ruprecht.de @ruprechthd

Die Neuregelung des Wehrdienstes läutet eine neue Zeit für junge Menschen ein.
Viele sind verunsichert. Manche wissen diese Ängste auszunutzen

We(h)r, wie, was?
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„Politiker
machen
munter
Politik für
Ältere“

Quentin Gärtner hat als Generalsekretär der Bundeschülerkonferenz (BSK) mehr als 7 Millionen

Schüler:innen auf Bundesebene vertreten. Nach BBC und tagesschau redet der 18-Jährige jetzt auch

mit dem ruprecht. Er erzählt uns von seinem Treffen mit Boris Pistorius, wie sein Studienstart in

Heidelberg lief und warum unsere Generation nicht nur mehr Aufmerksamkeit, sondern auch mehr Sex

gut vertragen könnte.

ruprecht fragt

Quentin Gärtner antwortet

Obwohl du kein Schüler mehr bist, hast du über

sieben Millionen Schüler:innen bis Mitte

November vertreten. Wie funktioniert das und

was waren die Schwerpunkte deiner Arbeit?

Ich habe die BSK eigentlich im Ausland vertreten,
war also parallel zur Schule auf internationalen Konfe-
renzen. Im Juni ist dann mein Vorgänger zurückgetre-
ten und wir brauchten jemanden bis zu den Neuwahlen
im November. Da habe ich gesagt: Das mache ich. Bei
uns können nur Schüler gewählt werden, deswegen war
vollkommen klar, dass ich das Amt im November abge-
ben werde. In meiner Amtszeit habe ich intensiv daran
gearbeitet, Wahrnehmung für die BSK zu schaffen und
uns fachlich gut aufzustellen. Also, dass man uns als
Sachverständige einladen kann und wir im Gespräch
mit Politikern konkretere Lösungsvorschläge parat ha-
ben, als nur mehr Geld.

Du hast in deiner Amtszeit viel mediale Auf-

merksamkeit erfahren. Clips von dir bekamen in

den sozialen Medien Millionen Aufrufe, aber

auch Hasskommentare. Was macht das mit dir?

Das ist natürlich schon ein krasses Gefühl. Es ist ei-
ne große Verantwortung, dafür muss man Rückgrat ha-
ben. Man darf nicht zulassen, dass Hasskommentare
einem die Laune verderben. Ich möchte aber klarstellen:
Ich habe sehr hart für Aufmerksamkeit für unsere The-
men gearbeitet. Ich bin dankbar dafür, dass sie da ist,
aber sie ist das Produkt von sehr harter, intensiver Ar-
beit und nicht einfach über Nacht gekommen.

Apropos Aufmerksamkeit. Warum wird Vertre-

ter:innen unserer Generation auf bundespoliti-

scher Ebene so wenig Beachtung geschenkt?

Weil junge Menschen einfach nicht interessant für
die Politik sind. Kaum ein Schüler darf wählen und
selbst wenn wir wählen dürften, wären wir viel zu weni-
ge, um signifikant etwas zu ändern. Politiker machen
munter Politik für Ältere, denn für einen Wahlsieg ist es
wichtiger, sich auf ältere Personengruppen zu konzen-
trieren. Für gute Politik braucht man jedoch junge Leu-
te. Wir werden die Klimakrise lösen und den
demographischen Wandel schultern müssen. Auch die
Landesverteidigung sollen wir übernehmen. Wir sind
die Geber-Generation, die ganz viel leisten wird. So
viel, wie wir umgekehrt vermutlich nie wieder von der
Gesellschaft zurückbekommen. Dafür brauchen wir resi-
liente, gut gebildete junge Menschen, die dafür sorgen,
dass der Staat funktioniert. So müssen wir das auch
verkaufen: Sie brauchen uns. Das Problem ist aber, dass
man uns zwar braucht, aber trotzdem nicht bereit ist,
uns mit an den Tisch zu holen. Das ist paradox.

Wer euch in der Wehrpflichtdebatte dann doch

noch mit an den Tisch geholt hat, war Bundes-

verteidigungsminister Pistorius. Auch vor dem

Verteidigungsausschuss im Bundestag hast du

gesprochen. Wie war das?

Es ist dann am Ende doch noch ein Austausch mit
dem Verteidigungsminister zustande gekommen und ich
muss sagen, der war sehr gelungen. Es ist aber trotzdem
noch ein weiter Weg, bis junge Menschen tatsächlich
ausreichend beteiligt werden. Dennoch glaube ich, dass
die Message spätestens seit dieser Debatte jeder ver-
standen hat. Und der Bundesverteidigungsausschuss
war, glaube ich, auch eine Sache, bei der wir ein Ausru-
fezeichen gesetzt haben. Da konnten wir zeigen, dass
wir in so einem Plenum genauso sachverständig sein
können wie alle anderen, die da sitzen.

Du bist für ein verpflichtendes Dienstjahr, viele

junge Menschen sind dagegen. Wie hast du diese

Gruppe repräsentiert, vor allem als Vertreter

von 7,5 Millionen jungen Menschen?

Während meiner Amtszeit habe ich versucht, zwi-
schen dem, was ich privat als Mitglied der Grünen ver-
trete, und dem, was ich als Generalsekretär der BSK
vertrete, zu trennen. Wenn ich darauf angesprochen
wurde, habe ich das entsprechend markiert. Von der

BSK aus positionieren wir uns weder für noch gegen ein
Dienstjahr. Wir positionieren uns zu Schulthemen und
dazu, wie man junge Menschen stärkt. Als junger
Mensch bin ich aber davon überzeugt, dass wir Verant-
wortung übernehmen müssen. Dann können wir umge-
kehrt auch mehr vom Staat einfordern. So können wir
sagen: Jeder Einzelne von uns hat einen Dienst an sei-
nem Land geleistet und jetzt muss auch der Staat für
uns funktionieren. Ich halte diesen Trade-off für richtig.

Letzte Woche gab es dann die Einigung beim

Wehrdienstmodernisierungsgesetz. Zufrieden?

Nein, ich bin nicht zufrieden. Inhaltlich kann man
sich darüber streiten, ob Freiwilligkeit reichen wird oder
nicht. Aber man muss sagen: Wenn man als Regierung
den Herbst der Reformen ankündigt und schuldenfinan-
ziert eine Billion Euro in Investitionen steckt, dann
kann man nicht auf der einen Seite Landesverteidigung
von jungen Leuten einfordern und ihnen auf der ande-
ren Seite nichts anbieten. Der Kulturpass wurde gestri-
chen. Die Frühstartrente wird aus Geldmangel jetzt nur
für die 6-Jährigen eingeführt. Daran erkennt man, dass
für diese Bundesregierung junge Menschen einfach keine
Priorität sind. Wenn man jungen Menschen kein Ange-
bot macht, wird man auch nicht verteidigungsfähig.

Was muss sich ändern? Wie kann man junge

Menschen besser in die politischen Prozesse in-

tegrieren?

Junge Leute nach vorne! Wir müssen uns in Partei-
en und anderen gesellschaftlichen Strukturen stärker
vernetzen, Druck aufbauen und deutlich sagen: Wir
wollen mitmachen! Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die
mediale Präsenz. Es braucht junge, eloquente Men-
schen, die ihre Meinungen in der Öffentlichkeit, zum
Beispiel in Talkshows, selbstbewusst vertreten.

Du warst in der Talkshow „hart aber fair“ zum

Thema Rente. Würdest du sagen, dass auch in

solchen Formaten junge Menschen unterreprä-

sentiert sind?

Ja. Wir reden viel über, aber selten mit jungen
Menschen. Ich bin nicht dafür, dass wir x-beliebige Leu-
te einladen. Aber es gibt eine ganze Reihe von Jugendli-
chen, die die Fähigkeit haben, ihre Punkte anständig
rüberzubringen und gegenzuhalten. Und dass man die
an vielen Stellen nicht einlädt, das verstehe ich nicht.

Und wie fühlt es sich an, wenn man auf die

Ausführungen eines Alt-SPD-lers eiskalt mit

dem Helmut Schmidt-Zitat „Wer Visionen hat,

sollte zum Arzt gehen“ kontert?

Es war absolut passend. Ich will keine Visionen ha-
ben müssen, um erwarten zu können, dass auch ich eine
Rente haben werde, die funktioniert. Und klar: Man
muss schlagfertig sein. Ich trete nicht in solchen Forma-
ten an, um dann zu kuschen oder mich zurückzuhalten.
Wenn ich in eine Talkshow gehe, dann mache ich auch
deutlich, was meine Positionen sind.

Du hast im Oktober dein Studium in Heidelberg

begonnen. Wie wirkt sich dein gesellschaftspoli-

tisches Engagement auf dein Privatleben aus?

Hattest du eine Ersti-Woche?

Ich hatte leider keine Ersti-Woche. Ich war ein Wo-
chenende vor Studienbeginn da und habe versucht, Leu-
te kennenzulernen. Das hat ganz gut funktioniert, aber
klar: Ich habe viel geopfert für dieses Amt und bin
dementsprechend bis jetzt immer noch sehr viel am her-
umjetten. Ich habe noch keine Wohnung in Heidelberg
gefunden und wir haben schon die erste Klausur ge-
schrieben. Ich würde lügen, wenn ich sage, dass ich mir
sicher bin, die bestanden zu haben.

Hat es sich dann trotzdem gelohnt und hat das

Aufbauen von Netzwerken geklappt?

Ja, es hat sehr gut funktioniert und ich habe viel
gleichzeitig in Gang gebracht. Es ist natürlich hart, da
jetzt erstmal raus zu sein und das nicht mehr zu ma-
chen. Aber gleichzeitig bin ich auch froh, dass jetzt ein
neues Kapitel beginnt. Ein Kapitel, in dem ich definitiv
nicht leise sein werde. Ich werde weiterhin versuchen,
mich lauthals in Debatten einzuwerfen, aber gleichzeitig
das Studium zu stemmen.

Wir sind nun diese junge Generation, die den

demografischen und klimatischen Wandel lösen

und auch die sicherheitspolitische Lage angehen

soll. Was denkst du, wie wir es schaffen können,

nicht unter diesem Druck zusammenzubrechen?

Leistung ist ganz eng mit Wohlbefinden verknüpft.
Geht es mir gut, dann ist es wahrscheinlicher, dass ich
Bestleistungen abrufen kann. Einsamkeit und Isolation
nehmen jedoch zu. Außerdem zeigen Studien, dass unse-
re Generation weniger vögelt. Man mag schmunzeln,
wenn ich das sage, hinter diesen Daten steckt aber ein
ernsterer Kern: Wir tun uns zunehmend schwer damit,
zueinander zu finden. Diese Phänomene sind nicht ge-
sund für eine Generation und nicht gut für eine Gesell-
schaft. Deswegen ist mein Tenor: Wir brauchen
Leistungsbereitschaft, um die Probleme zu lösen, die
dieses Land hat, aber ein bisschen mehr Hedonismus
kann auch nicht schaden.

Was würdest du deinen Kommiliton:innen für

die Zukunft mitgeben?

Lasst uns gemeinsam anpacken. Nur meckern bringt
nix. Wenn wir die Zukunft aktiv gestalten wollen, brau-
chen wir eine positive Erzählung, wie Zukunft funktio-
nieren soll, und dann müssen wir anfangen, diese
Erzählung Stück für Stück umzusetzen. Wir müssen ei-
ne Schaffer-Generation sein, die anpackt, und nicht eine
Generation, die nur erzählt, was alles schlimm ist. Das
sind wir nicht, aber das sollten wir auch nicht werden.

Eine ausführlichere Version lest ihr auf ruprecht.de

Das Gespräch führte Robert Trenkmann

Quentin studiert seit Oktober in Heidelberg. Foto: Till Gonser



E s ist ein Montagabend
im November und wir
sitzen in kleiner Runde
in einem Seminarraum

im Mathematikon. Heute geht es
nicht um Mathematik, sondern um
das Thema Studieren mit gesund-
heitlichen Einschränkungen. Alle
zwei Wochen finden hier die Plen-
umstreffen des Enthinderungsrefe-
rats statt, das sich für die
Interessen von Personen einsetzt,
die beim Studieren Barrieren jegli-
cher Art erleben. Hier können Stu-
dierende ihre Erfahrungen teilen,
Wünsche aussprechen und es wird
gemeinsam an Lösungen für inklusi-
ves Studieren an der Universität
Heidelberg gearbeitet. Vie-
len Menschen in diesem
Raum sieht man ihre
Beeinträchtigung nicht
an – die Barrieren, die
sie erleben sind daher
oft ebenso unsichtbar.
In der heutigen Sitzung
werden unter anderem
Ruheräume und eine bessere
Gestaltung der Essensangebote in
Mensen für neurodivergente oder
von Allergien betroffene Personen
diskutiert.

Sophie* studiert Medizin und
hat eine physische Behinderung,
aufgrund derer sie sich vor allem im
Rollstuhl fortbewegt. „Ich muss sehr
viel planen“, erzählt sie. Kurswahl
und Fortbewegung hängen davon
ab, ob Gebäude zugänglich sind, wo

barrierefreie Toiletten liegen und
wer im Notfall helfen kann. Dazu
kommt: Nicht alles läuft immer wie
geplant, denn manchmal sind Auf-
züge defekt, es kommt zu kurzfristi-
gen Raumänderungen oder andere
unerwartete Hindernisse stehen ihr
im Weg. „Man muss immer sehr fle-
xibel sein und dann auch Leute an-
sprechen und nach Hilfe fragen.“
Gesundheitsbedingte Abwesenheiten
können auch zu einer Veränderung
des Studienverlaufs führen.

Maria* studiert ebenfalls Medi-
zin und hat im Laufe ihres Studi-
ums sowohl eine Gehbehinderung
erlebt als auch Depressionen ge-
habt. In ihrem Studienfach müssen
viele Veranstaltungen in einer be-
stimmten Reihenfolge absolviert
werden, was angesichts ihrer wie-
derholten Auszeiten viel Unsicher-
heit, erzwungenes Warten und
wiederholte soziale Entwurzelung
bedeutet. „Gerade soziale Kontakte
tragen einen durch das Studium
und motivieren einen, weiterzuma-
chen. Da immer wieder rausgerissen
zu werden, ist auch eine sehr große
psychische Belastung.“

Auch Simon* muss wegen regel-
mäßiger Krankenhausaufenthalte
seinen Studienalltag immer
wieder unterbrechen. Er ist
von episodischen Hemi-
paresen der rechten
Körperseite betroffen,
die einen weitgehen-
den Kraftverlust in den
Extremitäten für mehre-
re Wochen am Stück be-
deuten. Zusätzlich leidet er
unter chronischen Schmer-
zen, Müdigkeit und feinmotori-

sche und Lösungsvorschläge. Insbe-
sondere spiele die mangelnde Zu-
gänglichkeit der Universität eine
zentrale Rolle. Ein Vorschlag ist die
Hybridisierung der Lehrveranstal-

tungen für eine digitale Zu-
gänglichkeit. Betroffene
Personen könnten von
zu Hause aus auf den
Lernstoff zugreifen,
ohne Inhalte zu ver-
passen, die für eine

Klausurzulassung wichtig
sind. Bei der Sitzung des

Enthinderungsreferats wird ange-
merkt, dass die nötige Infrastruktur
seit Corona-Zeiten besteht. Zudem
würde ein allgemeiner Leitfaden zur
Barrierefreiheit von der Universität
die Situation der Betroffenen er-
leichtern. Maria wünscht sich dar-
über hinaus ein „proaktives
Verweisen“ von Fachstudienbera-
ter:innen und Dozierenden auf be-

reits bestehende Angebote. Evelyn
Kuttikattu nennt den Wunsch nach
einem zentralen Accessibility-Office.
Sophie stimmt zu: „Man könnte
mehr Gelder und noch ein größeres
Team aufstellen, um mehr People-
Power zu haben und mehr erreichen
zu können.“ Dennoch bekommt

Markus Fertig, gehörloser Dozent
an der Pädagogischen Hochschule
(PH), in Bezug auf das Abbauen
von Barrieren oft den Eindruck,
dass dies als zu aufwändig angese-
hen werde – „Insbesondere, weil wir
eine Minderheit sind.“ Analog einer
Koordinationsstelle wünscht sich
Fertig eine zentrale Stelle für eine:n
Gebärdensprachdolmetscher:in.
Kurzfristige Gespräche zu führen sei
für ihn fast unmöglich, da die Bu-
chung eine Vorlaufzeit von bis zu
vier Wochen benötige.

Ein großer Wunsch der Betroffe-
nen, ist mehr Awareness und Sensi-
bilisierung. Awareness führt ide-
alerweise dazu, dass Personen, die
an unsichtbaren Barrieren leiden,
eher einen Nachteilsausgleich in
Anspruch nehmen. Sensibilisierung
fördert den respektvollen Umgang
im Alltag. Spreche man mehr und
offener über die Themen, werden
unsichtbare Barrieren für alle sicht-
barer, hält Maria fest. „Wir haben
bereits eine sehr schöne Gemein-
schaft an der Uni, und wir können
diese sicher noch besser machen“,
findet Simon. Für Markus Fertig
gilt der Grundsatz: „Einfach probie-
ren statt blockieren.“

*Namen von der Redaktion

geändert

schen
Ein-

schränkun-
gen. „Diese

führen dazu,
dass ich einfach

nicht die gleichen 100
Prozent leisten kann wie

andere Menschen“, erklärt er.
Schreiben, Laborarbeit, Abgaben –
vieles wird zur Herausforderung.

(Un)Sichtbare Barrieren an der
Universität
Laut der Best3-Studie von 2021 ist
mittlerweile fast jede:r sechste Stu-
dierende von einer Beeinträchtigung
betroffen. Im Vergleich waren es

2011 und 2016 noch acht bzw.
elf Prozent. Dabei überwie-
gen psychische Erkran-
kungen und nur etwa drei
Prozent der Beeinträchti-
gungen sind auf den ers-
ten Blick sichtbar.
Um Inklusion und

Chancengleichheit zu ge-
währleisten, ist Barrierefreiheit

ein wichtiger Faktor. Im Landesbe-
hindertengleichstellungsgesetz findet
sich die Definition: „Barrierefrei sind
Ressourcen, wenn sie für Menschen
mit Behinderungen in der allgemein
üblichen Weise, ohne besondere Er-
schwernis und grundsätzlich ohne
fremde Hilfe zugänglich und nutzbar
sind.“ Die Universität Heidelberg
beruft sich auf dieses Gesetz. Physi-
sche Barrierefreiheit kann die Form
von Rampen, Aufzügen oder Leit-
systemen annehmen. Den Großteil
der Anforderungen stellen allerdings
Ruhe- und Rückzugsräume und E-
Learning-Angebote dar, also For-
men von nicht-physischer Barriere-
freiheit. Weitere Beispiele dafür sind
störungsarme Sicht-, Hör- und
Belüftungsverhältnisse
und eine barrierefreie
Gestaltung von Me-
dien. Die Website
der Universität
Heidelberg bei-
spielsweise erklärt
sich als mit den
Vorgaben für digi-
tale Barrierefreiheit
des Landes nur „teil-
weise konform“.

Auch abstraktere Barrieren kön-
nen das Studium erschweren. So ge-
ben Studierende mit Beein-
trächtigung wesentlich seltener an,
dass die Finanzierung ihres Lebens-

unterhalts gesichert ist. Sie pflegen
häufiger Angehörige und haben be-
reits häufiger in ihrem Studium
Diskriminierungserfahrungen ge-
macht. 92 Prozent der Studierenden
mit Beeinträchtigung berichteten
von Schwierigkeiten in mindestens

einem der Bereiche Studien-
organisation, Lehre und
Lernen oder Prüfungen
und Leistungsnach-
weise.

Inklusives Studieren
in Heidelberg
An der Universität Hei-
delberg gibt es aufgrund

der dezentralen Organisati-
onsstruktur eine Vielzahl an Stel-

Sorgenkind Altstadt
Die Barrierefreiheit am Altstadt-
Campus der Universität Heidelberg
wird wesentlich durch den Denk-
malschutz beeinflusst, der bauliche
Veränderungen erschwert. Kon-
flikte entstehen laut dem
Amt für Baurecht und
Denkmalschutz beson-
ders bei starken Ein-
griffen in die
Substanz, die Struktur
oder das Erscheinungs-
bild des Denkmals. Der Ge-
setzgeber ermöglicht hier im §56 der
Landesbauordnung „Abweichungen,
Ausnahmen und Befreiungen zuzu-
lassen, zur Erhaltung und weiteren
Nutzung von Kulturdenkmalen.“
Trotz dieser Vorgaben besteht im
Altstadt-Campus ein deutlicher
Nachholbedarf. Von 101 Gebäuden
in Bergheim und Altstadt gelten
nur 40 als barrierefrei zugänglich.

Im Campus Neuenheim ist die
Situation insgesamt besser, von 71

Gebäuden gelten 60 als bar-
rierefrei, wie uns das De-
zernat 3 mitteilt.
Dennoch treten dort
im Alltag ebenfalls
Probleme auf. Sophie
erzählt beispielswei-
se über die Zentral-
mensa im
Neuenheimer Feld,
dass dort zwar ein
Aufzug existiert, doch

die Tür dorthin so
schwer zu öffnen ist, dass

sie sie nicht selbst bedienen
kann. Solche praktischen Hindernis-
se zeigen, dass Gebäude zwar auf
dem Papier als barrierefrei gelten
können, in der Praxis allerdings
weiterhin unzugänglich sind.

Die Universität steht zusätzlich
vor organisatorischen Herausforde-
rungen. Eigentümer der Gebäude
ist der Betrieb Vermögen und Bau
Baden-Württemberg; Abstimmun-
gen zwischen Universität, Baube-
hörden und Denkmalschutz
verlängern viele Verfahren, finanzi-
elle Mittel fehlen. Zwar soll Barrie-
refreiheit künftig bei Sanierungen
und Neubauten mitgedacht und
durch Angebote wie digitale Navi-
gationstools, mobile Rampensyste-
me und automatische Türöffner
ergänzt werden. Insgesamt reiche
das aber nicht aus und, so das De-
zernat 3: „Leider ist der Fortschritt

hinsichtlich der notwendigen
Gebäudesanierungen nicht
so wie eigentlich erforder-
lich, sodass ein grundsätz-
licher Sanierungsstau, und
somit auch ein Verzöge-
rung bei der Umsetzung
der Barrierefreiheit, vor-
herrscht.“

Zugang, Ressourcen, Aware-
ness: Studieren ohne Extralast
Das Paradox, dass mit einem Studi-
um mit gesundheitlicher Einschrän-
kung immer zusätzlicher organisato-
rischer Aufwand einhergeht, scheint
unausweichlich. Trotzdem sollte es
der Universität ein Anliegen sein,
stets auf eine Verbesserung der
nötigen Prozesse hinzuarbei-
ten, um die Hürden für ein
Studium auch mit besonde-
ren Bedürfnissen so gering
wie möglich zu gestalten.

Betroffene und Ex-
pert:innen teilen ihre Wün-

len und Ansprechpartner:innen für
inklusives Studieren. Für individuel-
le Beratung zu Bewerbung, Studien-
organisation, Nachteilsausgleichs-
und Härtefallanträgen ist das Team
„Inklusives Studieren“ zuständig.
Dieses Angebot ist stark nachge-
fragt, allerdings ist das Team klein
und viele betroffene Studierende
wissen noch immer nicht, dass Un-
terstützungsangebote seitens der
Universität existieren und sie bei-
spielsweise auf Nachteilsausgleiche
Anspruch haben könnten. „Es wäre

wahrscheinlich wichtig, sofort bei
der Bewerbung darauf aufmerksam
zu machen, dass es ein Anrecht auf
solche Unterstützung gibt“, bemerkt
Simon.

Auch Unify, die zentrale Stelle
für Vielfalt, Gleichstellung und
Antidiskriminierung, arbeitet
an mehr Barrierefreiheit im
Studium. „Wir versuchen,
strukturell Barrierefreiheit
und eine Befassung mit
dem Thema in der Uni-
versitätsstrategie zu ver-
ankern“, erklärt
Referentin Evelyn Kutti-
kattu. Dazu arbeitet
Unify vor allem an Sensibi-
lisierung, Antidiskriminie-
rung, Förderung und
Prävention. Verschiedene Veranstal-
tungen und Fortbildungen für Stu-
dierende und Personal werden mit
diesem Ziel angeboten. Für psycho-
logische Unterstützung in Krisensi-
tuationen oder die Vermittlung von
Therapieplätzen leistet die Psycho-

soziale Beratungsstelle (PBS)
des Studierendenwerks Hil-
fe. Wenn es um die indi-
viduelle Studienplanung
geht, werden Betroffene
meist an die Fachstu-
dienberatung und Prü-
fungsämter ihres
Faches verwiesen. Um
etwa einen Nachteilsaus-

gleich zu beantragen, muss
ein fachärztliches Attest vorliegen,
das zwar nicht zwangsläufig eine
Diagnose, aber die Art des Nach-
teils und Ausgleichsmöglichkeiten
beinhaltet. Simon erhält beispiels-
weise Schreibzeitverlängerungen
für Klausuren, außerdem ist
in seinem Fall keine maxi-
male Studiendauer festge-
halten. Auch im Gespräch
mit Dozierenden können
weitere Anpassungen ge-
währt werden. Doch die
Akzeptanz variiert – gerade
wenn es um psychische
Krankheiten geht. Maria berich-
tet: „Bei meiner Gehbehinderung
bekam ich von meiner Fachstudien-
beraterin ohne Weiteres Hilfe. Als
ich wegen Depressionen auf sie zu-
gekommen bin, stieß ich auf totales
Unverständnis.“ In dem „Dschungel
aus Ansprechpersonen“ die für ein
bestimmtes Anliegen zuständige
Stelle zu finden, ist besonders zu
Anfang schwierig, betont sie. Auch
das emotionale Outing sei belas-
tend, erklärt Sophie. „Es ist immer
wieder eine Überwindung, sich qua-
si nackt zu machen und zu sagen:
‚Das ist mein Problem.‘ “
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Barrierefrei büffeln!
Autismus, Depressionen, Gehbeeinträchtigung – viele stehen im Studium

vor unterschiedlichen Hürden. Warum Barrierefreiheit an Hochschulen wichtig ist

und wie Betroffene die Situation in Heidelberg erleben

Fast jede:r sechste Studie-

rende ist von einer Beein-

trächtigung betroffen

Mehr Awareness und

Sensibilisierung ist ein

wichtiger erster Schritt

Samira Hedhli,
Lukas Hesche,
Catharina Hock,
Laetitia Klein
und Odette
Lehman
finden Barrieren
echt doof!

„Ich kann einfach nicht

die gleichen 100 Prozent

leisten wie Andere“

„Mit meiner Depression

bin ich auf totales

Unverständnis gestoßen“

Grafiken: Samira H
edh
li
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Operation „Lebensfeindin“

A
uf der Agenda des
Bundestages steht am
11. August 2025 eine
formale Angelegenheit:

Die Wahl dreier neuer Richter:innen
an das Bundesverfassungsgericht.
Nominiert sind die Kandidat:innen
Ann-Kathrin Kaufhold, Günter
Spinner und Frauke Brosius-Gers-
dorf, die nun von einer Zweidrittel-
mehrheit der Bundestags-
abgeordneten bestätigt werden sol-
len. Aber zu einer Abstimmung
wird es an diesem Tag nicht kom-
men. Denn hinter den Kulissen ru-
mort es schon seit Wochen; es
spielen sich Szenen ab, die an einen
Polit-Thriller erinnern. Und im Zen-
trum des Ganzen steht die Rechts-
wissenschaftlerin Frauke Brosius-
Gersdorf. Zuvor außerhalb von ju-
ristischen Fachkreisen unbekannt,
wird sie plötzlich öffentlich als „ra-
dikale Lebensfeindin“ gebrand-
markt. Wie konnte es so weit
kommen, welche Akteure waren an
der Kampagne gegen Brosius-Gers-
dorf beteiligt – und was hatte ein
Heidelberger Jura-Professor damit
zu tun?

Das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) ist das höchste deutsche
Gericht und maßgeblich für politi-
sche, gesellschaftliche und morali-
sche Grundsatzentscheidungen. Die
fachlichen Anforderungen an seine
Mitglieder sind entsprechend hoch.
Brosius-Gersdorf erfüllt sie mühelos:
mehrere Berufungen an verschiede-

ne Lehrstühle, Mitherausgeberin
des renommiertesten Grundgesetz-
kommentars, frühere Gleichstel-
lungsbauftragte an der Uni Leipzig

und Mitglied im Ethikrat der Bun-
desärztekammer. Schnell rückten
aber ihre politischen Positionen in
den Fokus. Zehn Tage vor dem
Wahltermin waren es zunächst nur
rechtspopulistische Medien wie
Dsroor Qhzv und Qlxv, die Platt-
form des ehemaligen ELOG-Chefs
Julian Reichelt, die sich über Brosi-
us-Gersdorfs Zustimmung für ein
AfD-Verbotsverfahren und ihre An-
sichten zur Impfpflicht echauffier-
ten. „Muss verhindert werden!“,
schrieb Reichelt selbst auf der
Plattform X und konnte sich zu die-
sem Zeitpunkt vielleicht noch nicht
vorstellen, wie viel Erfolg er mit
diesem Aufruf haben würde. Denn
der Kampagne gegen Brosius-Gers-
dorf gelang es, ein Thema zu instru-
mentalisieren, welches auch über die
rechte Bubble hinaus polemisiert
und die Union noch heute spaltet:
das Abtreibungsrecht.

Am 25. 6. 2025 wurde Brosius-
Gersdorfs Wikipedia-Artikel bear-
beitet. Wo vorher lediglich etwas zu
ihrer wissenschaftlichen Arbeit ge-
standen hatte, fand sich nun eine
lange Passage über ihre Positionie-
rung in der Abtreibungsdebatte.
Hinter der Bearbeitung steckte Pro-
fessor Ekkehart Reimer, Dozent der
Juristischen Fakultät Heidelberg
und Inhaber des Lehrstuhls für Öf-
fentliches Recht, Europäisches und
Internationales Steuerrecht. Eine
fehlerhafte Zuspitzung (Brosius-
Gersdorf setze sich in Sachen Ab-
treibung für eine „Legalisierung in
den ersten 12 Monaten“ ein) korri-
giert er später, verschärfte jedoch
die Formulierungen. In der neuen
Fassung war Brosius-Gersdorf nicht
nur Teil der Kommission zur repro-
duktiven Selbstbestimmung, son-
dern „engagierte sich“ und vertrat
nicht nur eine Position, sondern
„setzte sich ein“. Von Interesse ist

hier neben dem Inhalt auch der
Zeitpunkt der Bearbeitung, da Rei-
mer, dem die Nominierung aus in-
ternen Kreisen bereits bekannt war,
schon vor der breiten öffentlichen
Debatte eingriff. Damit prägte er
den späteren Diskurs, noch bevor
dieser Fahrt aufnahm. Infolge des
öffentlichen Interesses an der Wahl
nahmen die Bearbeitungen des Wi-
kipedia Artikels stark zu. Dabei
wurde unter anderem auch die Pas-
sage zum Schwangerschaftsabbruch
verändert, was Reimer am 10. Juli

durch eine erneute Bearbeitung wie-
der „korrigierte“. Zudem bezeichnete
Reimer gegenüber w0rqolqh, die zu-
erst über seine Beteiligung berichte-
ten, Frauke Brosius-Gersdorf als
„Aktivistin“. Zu einem späteren
Zeitpunkt revidierte er diese Positi-
on gegenüber dem VZU und Brosi-
us-Gersdorf sei eine „angesehene
Wissenschaftlerin und Kollegin“.
Weiter gab Reimer an, dass er le-
diglich zu einer Versachlichung der
Diskussion beitragen wollte.

Bemerkenswert ist, dass Rei-
mers Änderungen ausschließlich das
Thema Abtreibung betrafen. Ande-
re fachliche Positionen Brosius-
Gersdorfs wurden nicht ergänzt.
Folglich wurde die Juristin stark
mit ihrer Positionierung in dieser
Frage verknüpft, wodurch ihre Hal-
tung zentraler und kontroverser
wirkte, als sie ist. Tatsächlich plä-
dierte sie mit 17 weiteren Expert:in-
nen der Kommission zur
reproduktiven Selbstbestimmung
und Fortpflanzungsmedizin lediglich
für die Legalisierung von Abbrü-
chen bis zur zwölften Woche und ei-
ne ausgewogene Abwägung von
Rechtsgütern – keine radikale Posi-
tion.

Eine Versachlichung der Diskus-
sion lässt sich in den Folgetagen je-
denfalls nicht beobachten. Im Netz
kursieren bald Falschbehauptungen
über angebliche Forderungen nach
Schwangerschaftsabbrüchen „bis
zum neunten Monat“. Eine Petition
diffamiert sie als „Lebensfeindin“,
der AfD-Abgeordnete Gottfried Cu-
rio beschimpft sie im Bundestag
lautstark als „Linksextremistin“. Ei-
ne von Correctiv geteilte Netzwerk-
analyse aus diesen Tagen zeigt, dass
drei Viertel der Posts auf der Platt-
form X über Brosius-Gersdorf aus
dem AfD-Umfeld stammen. Doch
auch führende Unionsabgeordnete

und Kirchenvertreter steigen mit
ein. Beachtenswert: Im zweiten Se-
nat, für den Brosius-Gersdorf nomi-
niert war, werden Abtreibungs-
fragen gar nicht verhandelt, da sich
dieser nicht mit Grundrechtsfragen
beschäftigt. Selbst wenn Brosius-
Gersdorf extremere Positionen ver-
treten hätte – für ihre Tätigkeit im
Zweiten Senat wäre das sachlich ir-
relevant gewesen. Wenn man aller-
dings bedenkt, dass vor dem
zweiten Senat Organstreitigkeiten
und Parteiverbote verhandelt wer-
den, rückt das die Bemühungen
Brosius-Gersdorf als Verfassungs-
richterin zu verhindern in ein ande-
res Licht.

Der Auswahlprozess für Verfas-
sungsrichter:innen ist streng: Kan-
didat:innen werden im Vorfeld
gründlich auf ihre juristische Quali-
fikation und persönliche Eignung
geprüft. Außerdem müssen Kandi-
dat:innen, anders als zum Beispiel
in den Vereinigten Staaten, eine
Zwei-Drittel Mehrheit erzielen. Au-
rel Croissant, Professor für Verglei-
chende Politikwissenschaft am IPW
in Heidelberg, erklärt auf Anfrage
des uxsuhfkw durch dieses erhöhte
Mehrheitserfordernis sei in
„Deutschland eher gewährleistet,
dass Kandidat:innen mit für breite
Mehrheiten akzeptablen Positionen
gewählt werden.“

Dass die Union Stunden vor der
Wahl von einer Kandidatin abrück-
te, ist deshalb hoch ungewöhnlich.
Genauso ungewöhnlich: Am Vor-
abend der Wahl tauchten Plagiats-
vorwürfe im Zusammenhang mit
Brosius-Gersdorfs Doktorarbeit auf.
Diese erwiesen sich schnell als voll-
kommen haltlos, dienten der Union
aber als Grund, die Wahl zu ver-
schieben, ohne sich allein auf die
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politischen Differenzen mit Brosius-
Gersdorf zu beziehen. Was an die-
sem Tag im Bundestag passierte, ist
präzedenzlos. Ob es langfristige Fol-
gen für das Vertrauen in das
BVerfG hat, ist offen. „Derzeit ist
das BVerfG stabil“, schätzt Reimut
Zohlnhöfer, Professor für Politische
Wissenschaft an der Uni Heidel-
berg, die Lage ein. Er glaubt auch
nicht, dass das Vertrauen der Bevöl-
kerung in die Institution untergra-
ben worden sei, da die letztendlich
gewählten Kandidat:innen die not-
wendige Zwei-Drittel-Mehrheit ohne
weitere Kontroversen erreichten.
Vereine wie der Deutsche Juristin-
nenbund sehen die Sache kritischer.
In einer Pressemitteilung warnt der
Verein, Kandidat:innen „ohne stich-
haltige Belege in letzter Minute aus
dem Verfahren zu drängen“ gefähr-
de die Stabilität und Neutralität
der Verfassungsorgane. Aurel
Croissant verweist uns gegenüber
darauf, dass die Auswirkungen die-
ses konkreten Vorfalls schwer einzu-
schätzen seien. Er sieht zwar keine
akute Gefahr einer zu starken Poli-
tisierung der Richter:innenwahl, be-
tont aber, dass neben den
geschriebenen Regeln vor allem
auch die ungeschriebenen Konven-
tionen des demokratischen Prozes-
ses für das Funktionieren der
Demokratie essentiell seien. „Wo
letztere aufgeweicht, ignoriert oder
bewusst gebrochen werden, können
Erstere rasch ins Rutschen geraten.“

Frauke Brosius-Gersdorf zog ih-
re Kandidatur nach Wochen des öf-
fentlichen Drucks zurück. Am Ende
bleibt der Eindruck einer gezielten
Kampagne, in der rechte Gruppie-
rungen, aber auch Einzelpersonen,
eine fachlich geeignete Juristin zur
Projektionsfläche ihrer jeweiligen
Agenda machten. Wer davon profi-
tiert, ist klar: All jene, die demokra-

tische Institutionen beschädigen
wollen. Letztlich offenbart die Kam-
pagne, wie leicht ein demokratischer
Prozess von Stimmungsmache und
Falschbehauptungen aus der Bahn
geworfen werden kann. Die Wahl
von Verfassungsrichter:innen jeden-
falls wird nach diesem Sommer
wohl nie wieder als nüchterne For-
malie gelten.
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